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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS KARL ROEMER

VOM 2. FEBRUAR 1971

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Die Klägerin des jetzt zu behandelnden
Verfahrens hat durch Akt vom 25. Fe­

bruar 1966 im Wege der Eingliederung
die Firma Riva & Co. KG übernommen
und ist damit verpflichtet, für deren Ver­
bindlichkeiten aufzukommen. Das ist

deswegen von Bedeutung, weil die Firma
Riva & Co. als stahlerzeugendes und da­
her schrottverbrauchendes Unternehmen

der bekannten Schrottausgleichseinrich­
tung Beiträge schuldete und nach An­
sicht der Kommission (der Rechtsnach­
folgerin der Hohen Behörde) in gewis­
sem Umfang immer noch schuldet. —
Wann die Beitragspflicht zur Entstehung
gekommen ist (sie hängt bekanntlich
vom Beginn der Produktionstätigkeit
ab), ist unter den Parteien streitig. Fest
steht aber, daß die Firma Riva ihrer Ver­
pflichtung, die in der Zeit vom 1. April
1954 bis 30. November 1958 bei der

Stahlherstellung verbrauchten und von
der Ausgleichseinrichtung erfaßten
Schrottmengen zu melden, nur insofern
nachgekommen ist, als sie erklärt hat, sie
habe in der Zeit von Januar 1958 bis
November 1958 15 037 Tonnen Zukauf­

schrott verbraucht. Als diese Angaben —
wie bei anderen Unternehmen — im Juli
1958 und im Juli 1960 überprüft werden
sollten, konnte das Unternehmen die von
ihm verlangten Buchführungsunterlagen
(um welche es sich handelte, ist in der
angegriffenen Entscheidung im einzelnen
aufgeführt) nicht vorlegen, sondern nur
eine Zusammenstellung von Käufen über
insgesamt 16 192 Tonnen Schrott. Des­
halb fühlte sich die Hohe Behörde ver­
pflichtet, sich auf induktivem Wege ein
zutreffendes Bild vom Schrottverbrauch
zu verschaffen. Ihre Marktdirektion rich­

tete demgemäß in einem Schreiben vom
27. November 1961 die Aufforderung an
das Unternehmen, die Rechnungen über
den in der Zeit von April 1954 bis No-

vember 1958 verbrauchten elektrischen

Strom vorzulegen. Dem ist das Unter­
nehmen am 8. März 1962 nachgekom­
men: Es hat erklärt, welche Strommen­
gen in der Zeit von Januar bis Novem­
ber 1958 verbraucht worden sind, und
außerdem — wie verlangt — versichert,
dies stelle die Gesamtheit des einschlägi­
gen Stromverbrauchs aus der Zeit von
April 1954 bis November 1958 dar. Auf
dieser Basis errechnete die Hohe Behörde
den Schrottverbrauch für die Zeit von

Januar bis November 1958 (insgesamt
25 721 Tonnen) und ließ dem Unterneh­
men durch Schreiben der Generaldirek­

tion Stahl vom 10. Juli 1962 eine ent­
sprechende Mitteilung zukommen. Aus­
drücklich war jedoch darauf hingewie­
sen, daß diese Zahl vorbehaltlich eventu­
eller weiterer Prüfungen gelte und daß
namentlich der Beginn der Produktions­
tätigkeit des Unternehmens noch über­
prüft werden müsse. Am 8. April 1963
erhielt das Unternehmen aufgrund der
allgemeinen Entscheidung (Amtsblatt
Nr. 54 vom 6. April 1963) eine auf den
31. Mai 1963 bezogene Abrechnung. Sie
stützte sich auf die genannten Werte und
gelangte unter Berücksichtigung geleiste­
ter Zahlungen (sowie einer — jetzt nicht
weiter interessierenden — Berichtigung
vom 19. Juni 1963) zu einer Restschuld
in Höhe von 33 190 021 Lire. Da das
Unternehmen diese Zahlung jedoch nicht
leistete, ergingen am 18. Dezember 1963
zwei förmliche Entscheidungen. Die eine
von ihnen stellte anhand des Elektrizi­
tätsverbrauchs und unter Berücksichti­

gung der Produktionskapazität fest, das
Unternehmen habe in der Zeit zwischen

Januar 1958 und November 1958 25 721
Tonnen beitragspflichtigen Schrott ver­
braucht (der nach dem Elektrizitätsver­
brauch auf die verschiedenen Abrech­

nungsperioden verteilt wurde). Die zwei­
te Entscheidung fixierte die Restschuld
des Unternehmens, wie schon in dem er­
wähnten Schreiben angegeben, zum
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31. Mai 1963 aufgrund der damals gel­
tenden vorläufigen Beitragssätze auf
33 190 021 Lire. Beide Entscheidungen
wurden nicht angegriffen, offenbar aber
auch — was die Zahlungsaufforderung
angeht — nicht befolgt.
Wie früher schon angekündigt, kam die
Hohe Behörde im September 1964 auf
das Problem des Beginns der Produk­
tionstätigkeit des Unternehmens zurück.
In einem Brief der Generaldirektion

Stahl an die Klägerin vom 10. September
1964 wurde erklärt, es erscheine zweck­
mäßig, das Problem der Anlaufzeit durch
einen Sachverständigen untersuchen zu
lassen. Außerdem sollten die Stromliefe­

ranten des Unternehmens erklären, daß
die erste Elektrizitätsrechnung den Ver­
brauch des Monats Januar 1958 betraf
und daß vor diesem Zeitpunkt keine
Stromlieferungen für den Verbrauch in
den Elektroofen erfolgt seien. — Noch
im September 1964 wurde die angekün­
digte, den technischen Besonderheiten
des Unternehmens geltende Untersu­
chung durch einen Sachverständigen
durchgeführt. Dabei scheinen auch An­
zeichen für einen Betrieb der Elektroofen
im Laufe des Jahres 1957 entdeckt wor­
den zu sein. Daß das Unternehmen seine

Produktionstätigkeit schon früher als
von ihm angegeben aufgenommen hat,
glaubte die Hohe Behörde im übrigen
auch den Angaben entnehmen zu kön­
nen, die im April 1965 von offiziellen
italienischen Stellen über den Elektrizi­

tätsverbrauch in den Öfen der Klägerin
während der Zeit vom 10. März 1957 bis

31. Dezember 1957 gemacht worden
sind. Aufgrund dieser Angaben errechnete
die Hohe Behörde für die Zeit vom
10. März 1957 bis 31. Dezember 1957 ei­

nen für die Ausgleichspflicht relevanten
Schrottverbrauch in Höhe von 22 548
Tonnen. Dies und die einzelnen Berech­

nungselemente wurden dem Unterneh­
men in einem Schreiben der General-
direktion Stahl vom 23. Dezember 1965
mitgeteilt. Bezogen auf den 31. Dezember
1965 ergab sich damit eine Beitrags­
schuld in Höhe von 256 071 350 Lire.

Auf die Mitteilung der Hohen Behörde
reagierte das Unternehmen nur mit ei-

nem Schreiben vom 9. Februar 1966, in
dem es die Richtigkeit der Schätzungen
bestritt, darauf hinwies, im Jahre 1957
hätten nur Produktionsversuche stattge­
funden, und in dem es Verjährung gel­
tend machte. Darin sah die Hohe Behör­

de indessen keinen Anlaß, ihre Schätzun­
gen zu berichtigen. Sie erließ deshalb am
4. Dezember 1969 abermals zwei Ent­

scheidungen, die gleichzeitig die erwähn­
ten Entscheidungen aus dem Jahre 1963
ersetzten. Die eine von ihnen bestimmt

— bezogen auf den Zeitraum von März
1957 bis November 1958 — die Menge
des ausgleichspflichtigen Zukaufschrotts
(45 740 Tonnen). Dabei sei — wie versi­
chert wird — eine dreimonatige Anlauf­
zeit der Elektroofen der Klägerin berück­
sichtigt worden, wie übrigens auch der
Eigenentfall bei der Stahlblockerzeugung
(der in der Entscheidung von 1963 fehl­
te). Die zweite Entscheidung bestimmt
nach den definitiven Beitragssätzen der
Entscheidung 19/65 (Amtsblatt Nr. 224
vom 30. Dezember 1965, S. 3290) die
Beitragsschuld des Unternehmens zum
31. Dezember 1968 und ordnet außer­

dem an, daß auf sie, d. h. auf die Summe
von 275 005 963 Lire, ab 1. Januar 1969
Zinsen zu entrichten seien. Im einzelnen

enthält die Entscheidung eine Berech­
nung der Beitragsschuld (einschließlich
Zinsen) zum 31. Mai 1963, eine auf den
31. Dezember 1965 bezogene Berech­
nung (unter Abzug geleisteter Zahlungen
— 57 094 027 Lire —, entsprechender
Gläubigerzinsen sowie unter Berücksich­
tigung der nach der Entscheidung 19/65
für die Zeit vom 31. Mai 1963 bis zum
31. Dezember 1965 fälligen Schuldzin­
sen) und außerdem die Angabe, wie sich
die Beitragsschuld (einschließlich —
jährlich kapitalisierter — Schuldzinsen
und nach Abzug geleisteter Zahlungen
sowie periodisch verteilter, wieder beige­
triebener Ausgleichsvergütungen) zum
31. Dezember 1968 errechnet.

Diese beiden Entscheidungen hat die Fir­
ma Riva mit einer am 14. Januar 1970
beim Gerichtshof eingegangenen Klage
angegriffen. Sie sollen aus verschiedenen
Gründen, auf die wir gleich zu sprechen
kommen, für nichtig erklärt werden.
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Ein in der Klageschrift selbst formulier­
ter Aussetzungsantrag, der trotz eines
entsprechenden Hinweises unseres Kanz­
lers nicht formgerecht in einem besonde­
ren Schriftsatz wiederholt wurde, ist of­
fenbar in der Replik fallen gelassen wor­
den (vielleicht, weil die Kommission er­
klärt hat, sie werde von einer Zwangs­
vollstreckung vor Ende des Prozesses ab­
sehen). Auf diesen Antrag ist also nicht
weiter einzugehen.

1. Wenn wir uns nunmehr der Untersu­
chung des verbleibenden Streitstoffs zu­
wenden, so bedarf zunächst die von der
Kommission vorgebrachte Einrede der
Behandlung, die Klage sei unzulässig, so­
weit sie sich auf den Entscheidungsteil
bezieht, in dem von der für die Zeit von
Januar bis November 1958 relevanten
Schrottmenge und der sich darauf bezie­
henden Beitragsschuld die Rede ist. Nach
Ansicht der Kommission handelt es sich

insofern um eine einfache Ersetzung der
Entscheidungen des Jahres 1963, die sei­
nerzeit nicht angegriffen worden sind
und jetzt nicht mehr diskutiert werden
können. In den angegriffenen Entschei­
dungen sei demgegenüber lediglich eine
Abänderung zugunsten der Klägerin er­
folgt, und zwar insoweit, als sich durch
die Berücksichtigung des Eigenentfalls ei­
ne geringere Tonnenzahl und damit auch
eine geringere Beitragsschuld ergeben
habe.

Zunächst hatte es den Anschein, daß
sich die Klägerin diese Überlegungen in
der Replik zu eigen machte, erklärte sie
doch, es bestehe kein Interesse mehr dar­
an, die Klage aufrechtzuerhalten, soweit
die Entscheidungen aus dem Jahre 1969
die Entscheidungen aus dem Jahre 1963
ersetzt haben; der Streit gehe nur um die
für die Zeit von März bis November

1957 festgestellte Beitragsschuld, über
die zum erstenmal in den Entscheidun­
gen aus dem Jahre 1969 gesprochen wer­
de. Eine ausdrückliche Antragsänderung
jedoch erfolgte nicht. Auf entsprechende
Anfrage des Kanzlers hat es die Klägerin
sogar ausdrücklich abgelehnt, ihre An­
träge zu ändern, und betont, es bleibe
bei den in der Klageschrift formulierten

Anträgen, d. h. sie bestehe auf der Nich­
tigerklärung der Gesamtheit der Ent­
scheidungen aus dem Jahre 1969. — So­
mit muß geprüft werden, ob die Anträge
in diesem Umfang zulässig sind oder ob
die Einrede der Kommission begründet
ist.

Lassen Sie mich das Ergebnis vorweg­
nehmen: Nach meiner Auffassung haben
wir in diesem Punkte der Kommission zu

folgen. — Zunächst einmal gilt es zu be­
denken, daß eine völlige Aufhebung der
angegriffenen Entscheidungen auch die
Aufhebung der Artikel mit sich brächte,
in denen von einer Aufhebung und Er­
setzung der aus dem Jahre 1963 stam­
menden Entscheidungen gesprochen
wird. Die Folge davon wäre, daß jene
Entscheidungen wieder wirksam würden,
also Akte, die — was die relevante
Schrottmenge und die Beitragsschuld der
Klägerin angeht — ungünstiger sind als
die entsprechenden einschlägigen Teile
der jetzt angegriffenen Entscheidungen.
An einem solchen Resultat aber kann die

Klägerin tatsächlich kein Interesse ha­
ben.

Darüber hinaus spielt der Gedanke der
Rechtskraft eine Rolle. Die aus dem Jah­
re 1963 stammenden Entscheidungen
wurden — wie gesagt — nicht gericht­
lich angegriffen. Ihr Inhalt kann also
auch jetzt nicht mehr zum Gegenstand
einer gerichtlichen Überprüfung gemacht
werden. Soweit er in die Entscheidungen
des Jahres 1969 übernommen worden
ist, handelt es sich — richtig verstanden
— um rein bestätigende Akte, die nach
zutreffender Auffassung ein erloschenes
Anfechtungsrecht nicht Wiederaufleben
lassen können. Daran ändert auch die
Tatsache nichts, daß hinsichtlich der bei­
tragspflichtigen Schrottmenge (und da­
mit hinsichtlich der Beitragsschuld
selbst) eine Überprüfung und Korrektur
erfolgt ist, denn an den Entscheidungen
ist zu erkennen, daß die Ausgangsmen­
gen dieselben geblieben sind. Das Prinzip
wurde also nicht geändert, es erfolgt le­
diglich ein Abzug zugunsten der Klägerin
wegen der notwendigen Berücksichti­
gung des Eigenentfalls. — An dem fest­
gestellten Ergebnis ändert desgleichen
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nichts die Tatsache, daß als neue Ele­
mente der Entscheidungen 1969 die für
die Beitragsschulden des Jahres 1958 ge­
troffene Zinsregelung anzusprechen sind,
denn insofern, also hinsichtlich rein ak­
zessorischer Forderungen, wurden be­
sondere Angriffsmittel nicht geltend ge­
macht, wie übrigens auch nicht hinsicht­
lich der — gegenüber der Entscheidung
7/63 gesenkten — Beitragssätze.
Demnach kann in der Tat festgehalten
werden, daß die Klägerin kein Interesse
an der Annullierung der Teile der Ent­
scheidungen aus dem Jahre 1969 hat, in
denen relevante Schrottmengen und Bei­
tragsschulden für das Jahr 1958 geregelt
sind. Wie von der Kommission vorge­
schlagen, muß dieser Antragsteil als un­
zulässig betrachtet werden mit der Folge,
daß die weitere Untersuchung sich auf
die Fragen beschränken kann, die den
Beitragszeitraum März bis Dezember
1957 betreffen.

2. Mit einem ersten Klagegrund (der
freilich nur in der Klageschrift, später
dagegen nicht mehr behandelt wurde)
beruft sich die Klägerin ihrerseits auf den
Grundsatz der Rechtskraft. Sie macht

geltend, die Hohe Behörde, also die
Rechtsvorgängerin der Kommission, ha­
be schon in Entscheidungen aus dem
Jahre 1963 ausgleichspflichtige Schrott­
mengen und Beitragsschulden festgesetzt.
Da diese nicht angefochten worden sei­
en, hätten die entsprechenden Feststel­
lungen definitiven Charakter in dem Sin­
ne erlangt, daß die Hohe Behörde neue
Kontrollen nicht mehr habe durchführen

und entsprechende Korrekturen nicht
mehr habe vornehmen können.

Wie ohne weiteres zu erkennen ist, kann
die Klägerin auf diese Weise gegen die
angegriffenen Entscheidungen offensicht­
lich nichts ausrichten. Tatsächlich gibt es
den Grundsatz der Rechtskraft von Ver­

waltungsentscheidungen zum Nachteil
der Verwaltungsbehörden in dem von
der Klägerin gemeinten Sinne nicht; viel­
mehr können Verwaltungsentscheidun­
gen nach allgemeiner Auffassung trotz
Ablaufs der Anfechtungsfristen durch die
Verwaltungsbehörden selbst erneut ge-

prüft und gegebenenfalls widerrufen
werden, etwa, wenn es das allgemeine
Interesse verlangt. Im Schrottausgleich
ist dieser Grundsatz besonders ausge­
prägt, denn sein korrektes Funktionieren
beruhte bekanntlich auf der Erfüllung
der den Unternehmen obliegenden Mit­
wirkungspflichten, und außerdem muß­
ten bei der Aufdeckung unrichtiger An­
gaben oder beim Zutagetreten von Irrtü­
mern Berichtigungen möglich sein. Diese
Zulässigkeit wiederholter Berichtigungen
bis zum endgültigen Rechnungsabschluß
haben einschlägige Urteile mehrfach be­
tont (Rechtssache 108/63, EuGH — Slg.
1965, Heft 1, 15, Rechtssache 111/63,
EuGH — Slg. 1965, 909 ff.). In der
Rechtssache 14/60 (EuGH — Slg. 1961,
364) ist insbesondere die Korrektur eines
Schätzungsergebnisses für gerechtfertigt
erklärt worden, obwohl sie zu einer Er­
höhung der Beitragsschuld geführt hat.
Namentlich bei der Abgabe von falschen
Erklärungen steht die Zulässigkeit derar­
tiger Berichtigungen außer Zweifel
(Rechtssache 49/59, EuGH — Slg. 1961,
173). Es hat also im Schrottausgleich ent­
gegen der Ansicht der Klägerin der
Grundsatz der zuteilenden Gerechtigkeit
Vorrang vor dem der Rechtssicherheit
(wie vor allem das in Sammlung VII
1961 auf Seite 365 abgedruckte Urteil
hervorhebt). — All dies ist auch im vor­
liegenden Fall von Bedeutung, und zwar
nicht nur deswegen, weil die Klägerin
trotz ausdrücklicher Versicherung im
März 1962 falsche Angaben über ihren
Elektrizitätsverbrauch gemacht hat. Es
ist darüber hinaus daran zu erinnern,
daß auch ihr gegenüber immer wieder
die Vorläufigkeit der Beitragsabrechnun­
gen und die Notwendigkeit zusätzlicher
Prüfungen unterstrichen worden ist. In­
sofern weise ich lediglich auf die Schrei­
ben der Hohen Behörde aus dem Jahre
1962 und dem Jahre 1964 sowie auf die
Mitteilung vom 23. Dezember 1965 hin.

Demnach bedarf es keiner weiteren Aus­

führungen, um darzutun, daß die Kläge­
rin unter Berufung auf den Grundsatz
der Rechtskraft der Entscheidungen aus
dem Jahre 1963 eine teilweise Annullie-
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rung der jetzt angegriffenen Entschei­
dungen nicht erreichen kann.

3. Den Hauptakzent ihrer Begründung
legt die Klägerin auf das — in der Replik
und in der mündlichen Verhandlung
ausschließlich behandelte — Argument,
die Beitragsschuld sei verjährt. Zwar
räumt sie ein, derartiges sei in den allge­
meinen Schrottentscheidungen nicht vor­
gesehen; sie ist aber der Auffassung, in­
soweit lasse sich den nationalen Rechts­
ordnungen ein allgemeines Prinzip ent­
nehmen, das auch für den Schrottaus­
gleich Geltung beanspruche. Dabei müsse
die maßgebliche Frist im Zeitpunkt
der Entstehung der Beitragsschuld zu
laufen begonnen haben, d. h. im Augen­
blick des Schrottverbrauchs oder allen­

falls am Ende der jeweiligen Abrech­
nungsperioden, während es auf andere
Umstände (etwa die genaue Kenntnis al­
ler Elemente des Ausgleichs durch die
Hohe Behörde) nicht ankomme. Was die
maßgebliche Verjährungsfrist angehe, so
erscheine es naheliegend, an eine analoge
Anwendung anderer gemeinschaftsrecht­
licher Fristen zu denken. So komme na­

mentlich die allgemeine Entscheidung
5/65 vom 17. März 1965 (Amtsblatt Nr.
46 vom 22. März 1965, S. 695) über die
Verjährung der allgemeinen Montan-
Umlage, also eine dreijährige Verjäh­
rungsfrist in Frage, und dies vor allem
deswegen, weil die Ausgleichsumlage für
den Schrottverbrauch, was die Art der
Bestimmung und der Beitreibung angeht,
mit der allgemeinen Montan-Umlage die
größte Ähnlichkeit aufweise. Zumindest
müsse die längste gemeinschaftsrechtli­
che Verjährungsfrist herangezogen wer­
den, die nach Artikel 40 der Gerichtssat­
zung für Amtshaftungsansprüche gelte
und fünf Jahre betrage. Dafür sprächen
nicht nur Gründe der juristischen Sym­
metrie (eine Befreiung der Verwaltung
von ihrer Verantwortlichkeit verlange ei­
ne Befreiung der einzelnen im Verhältnis
zur Verwaltung in der gleichen Frist).
Für die Berechtigung dieser Analogie
lasse sich namentlich auch auf die all­

gemeine Entscheidung 14/64 vom

8. Juli 1964 (Amtsblatt Nr. 120 vom
28. Juli 1964) hinweisen, nach der
die Unternehmen Buchführungsunterla­
gen nur für die Dauer von fünf Jahren
aufzubewahren haben. Dies erlaube den
Schluß, die Hohe Behörde (jetzt die
Kommission) habe nicht das Recht, For­
derungen aus Tatsachen geltend zu ma­
chen, auf die sich zu Recht vernichtete
Dokumente beziehen, und zwar nicht zu­
letzt deswegen, weil sich aus derartigen
Dokumenten für die betroffenen Unter­

nehmen auch Entlastungsgründe ergeben
könnten. Somit müsse angenommen wer­
den, daß in den Jahren 1957 und 1958
entstandene Beitragsschulden in jedem
Fall längst vor Erlaß der jetzt angegriffe­
nen Entscheidungen verjährt gewesen
seien.

Geht man auf diese Erwägungen ein, so
kommt man zunächst nicht an der Er­
kenntnis vorbei, daß tatsächlich keine
ausdrücklichen Bestimmungen über die
Verjährung von Forderungen im Schrott­
ausgleich existieren. Da — wie gezeigt
— solche Vorschriften für die allgemeine
Montan-Umlage vorhanden sind, könnte
der Schluß naheliegen, der Gesetzgeber
habe die Verjährung im Rahmen des
Schrottausgleichs bewußt ausschließen
wollen. Daß dies im Hinblick auf die Be­

sonderheit des Ausgleichs zu Recht ge­
schehen sei, erscheint indessen nicht voll­
kommen einleuchtend, obwohl man an­
erkennen muß, daß es sich hier nicht um
Forderungen zugunsten der Ausgleichs­
einrichtung oder der sie verwaltenden In­
stanzen, sondern um Forderungen zu­
gunsten anderer Unternehmen handelt,
und obwohl die Nichtbegleichung sol­
cher Schulden durch einige Unternehmen
offensichtlich die Belastung anderer, ord­
nungsgemäß zahlender Unternehmen ver­
größern würde, was mit dem fundamen­
talen Grundsatz der Gleichbehandlung
nicht in Einklang zu bringen wäre. Ein
genereller Ausschluß der Verjährung im
Schrottausgleich würde tatsächlich den
Grundsatz der Rechtssicherheit vollständig
außer acht lassen und überdies auch die

Möglichkeit, im Fall des Untergangs von
Forderungen infolge von Verjährung we-
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gen Nachlässigkeit der die Einrichtung
verwaltenden Instanzen mit Hilfe von

Amtshaftungsansprüchen für einen Aus­
gleich zugunsten korrekt zahlender Un­
ternehmen zu sorgen (womit die ange­
deutete Ungerechtigkeit der Doppelbela­
stung vermieden würde). So ist es wohl
auch zu verstehen — und dies erleichtert

die gegenwärtige Untersuchung —, daß
in der Rechtsprechung das Prinzip der
Verjährung im Schrottausgleich schon
klar anerkannt worden ist. Ich erinnere
nur an das Urteil der Rechtssache
111/63, auf das beide Parteien hingewie­
sen haben. Man wird auch schwerlich
annehmen können, daß es inzwischen
durch das gleichfalls erwähnte Urteil der
Rechtssache 45/69 überholt sei, das den
Verjährungseinwand wegen Fehlens aus­
drücklicher Texte bekanntlich zurückge­
wiesen hat, handelt es sich doch in jenem
neueren Urteil offensichtlich um die an­

dersartige Materie der Verjährung von
Verstößen gegen das Wettbewerbsrecht,
für die zudem eine gemeinschaftsrechtli­
che Analogie nicht in Betracht kam.

Im Hinblick auf das Urteil 111/63 und

die darin ausgedrückte prinzipielle Aner­
kennung der Verjährung für den Bereich
des Schrottausgleichs ergibt sich somit
nur das Problem, den Beginn der Verjäh­
rungsfrist zu bestimmen und ihre Dauer
zu bemessen. — Was die erste Frage an­
geht, so werden wir uns mit ihr nicht
lange aufzuhalten haben, denn auch da­
zu gibt es schon eine Rechtsprechung.
Bekanntlich hat das bereits zitierte Urteil

der Rechtssache 111/63 (EuGH — Slg.
1965, 914) ausdrücklich festgestellt, „daß
die Verjährungsfrist erst nach dem end­
gültigen Rechnungsabschluß zu laufen
beginnt". Dem ist die Klägerin im jetzi­
gen Verfahren zwar mit Nachdruck ent­
gegengetreten, ich würde jedoch meinen,
daß man ihr in Anbetracht der Besonder­
heiten des Schrottausgleichs (Mitwir­
kungspflicht der Unternehmen, zeitrau­
bende Prüfung komplizierter Fragen u.
dgl.) schwerlich wird folgen können.
Festzuhalten ist demnach, daß die Ver­
jährung der Beitragsschulden frühestens
am 15. Dezember 1965 zu laufen begon-

nen hat, weil erst an diesem Tag die all­
gemeine Entscheidung 19/65 über die de­
finitive Festlegung der Beitragssätze und
die endgültige Abrechnung des Schrott­
ausgleichs in Kraft getreten ist (Amts­
blatt Nr. 224 vom 30. Dezember 1965, S.
3290). — Schwieriger könnte es dagegen
erscheinen, die Dauer der Verjährungs­
frist zu bestimmen und dies namentlich,
wenn man versuchen würde, auf die viel­
fältigen divergierenden Regelungen des
nationalen Rechts zurückzugreifen. In­
dessen braucht so wohl nicht vorgegan­
gen zu werden, weil sich Analogien aus
dem Gemeinschaftsrecht selbst anbieten,
die die Lösung des Problems beträchtlich
erleichtern. Wenn ich das sage, denke ich
allerdings nicht an einen Rückgriff auf
die von der Klägerin angezogene allge­
meine Entscheidung 14/64. Sie betrifft
nämlich offensichtlich eine andere Mate­

rie (die Überwachung der Einhaltung der
Preisvorschriften des Montan-Vertrags),
und wenn sie für diesen Zweck die Auf­

bewahrung von Geschäftsunterlagen nur
für eine bestimmte Zeit vorschreibt, so
sollen damit lediglich die Strafsanktionen
des Montan-Vertrags ausgeschlossen
werden. Ihr kann also keine allgemeine
Tragweite zuerkannt werden mit der
Folge, daß die Unternehmen den Ge­
meinschaftsinstanzen gegenüber nach
dem Ablauf eines bestimmten Zeitraums

zur Vernichtung von Geschäftsunterla­
gen jeder Art berechtigt wären, und daß
Ereignisse, auf die sich solche Unterlagen
beziehen, als für das Gemeinschaftsrecht
irrelevant angesehen werden müßten. —
Angemessen erscheint es aber, an eine
analoge Anwendung der Entscheidung
5/65 (Amtsblatt Nr. 46 vom 22. März
1965, S. 695), d. h. der für die
allgemeine Montan-Umlage geltenden
Verjährung zu denken, obwohl auch
hier wesentliche Unterschiede hin­

sichtlich des Zweckes bestehen, dem die
Umlagen zu dienen bestimmt sind. Frei­
lich darf, wenn auf diese Entscheidung
verwiesen wird, nicht außer acht gelas­
sen werden, daß sie nicht nur eine drei­
jährige Verjährungsfrist für den Normal­
fall der korrekten Abgabe von Erklärun­
gen kennt, sondern auch eine solche von
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sechs Jahren, die in Frage kommt, wenn
vorsätzlich oder fahrlässig unvollständi­
ge oder unrichtige Meldungen erstattet
werden. Gerade an dem zuletzt genann­
ten Fall müßte man sich im gegenwärti­
gen Verfahren meines Erachtens orientie­
ren, denn wie ich schon bei der Schilde­
rung des Sachverhalts ausgeführt habe,
ist erwiesen, daß die Klägerin für den ge­
samten Zeitraum ihrer unternehmeri­

schen Tätigkeit während des Funktionie­
rens der Ausgleichseinrichtung (d. h. für
die Zeit von März 1957 bis November
1958) unvollständige Schrottmeldungen
abgegeben hat. Dies würde jedoch, rech­
net man die Verjährung von dem vorhin
angegebenen Zeitpunkt an, zu dem Re­
sultat führen, daß ihre Wirkung keines­
falls bei Erlaß der angegriffenen Ent­
scheidungen schon eingetreten sein
konnte. — Ebenso wäre das Ergebnis
übrigens auch, wenn man sich an die
fünfjährige Verjährungsfrist des Artikels
40 der Montansatzung, also die für
Amtshaftungsansprüche geltende, hielte,
von der hinsichtlich ihres eigentlichen
Anwendungsbereiches nach der bisheri­
gen Rechtsprechung gleichfalls feststeht,
daß sie erst mit dem definitiven Rech­

nungsabschluß zu laufen beginnt
(Rechtssachen 46 und 47/59, EuGH —
Slg. 1962, 841). Auch auf diese Weise
käme man offensichtlich nicht zum Ein­

tritt der Verjährung vor dem Erlaß und
der Zustellung der jetzt angegriffenen
Entscheidungen.
Somit läßt sich zum Verjährungsargu-
ment, und zwar ohne daß auf weitere
Probleme (wie die Unterbrechung) einge­
gangen werden müßte, gleichfalls die
Feststellung treffen, daß es der Klage
nicht zum Erfolg verhelfen kann.

4. Schließlich bestreitet die Klägerin
noch die Richtigkeit der von der Kom­
mission aufgrund des Elektrizitätsver­
brauches für die Zeit vom 10. März 1957
bis 31. Dezember 1957 errechneten
Schrottverbrauchs. Insofern macht sie

geltend, während der genannten Periode
habe keine volle Produktionstätigkeit be­
standen, sondern es seien nur Versuche
mit einem Elektroofen unternommen

worden, deren Ergebnisse für die Pro­
duktion gleich Null gewesen seien. Die
Entscheidung, die den Schrottverbrauch
bestimme, habe demnach zu Unrecht le­
diglich eine dreimonatige Anlaufzeit für
den Elektroofen in Rechnung gestellt.

Zu diesem ebenfalls nur in der Klage
und danach nicht mehr behandelten Ar­
gument hat die Kommission darauf hin­
gewiesen, es seien bei den Untersuchungen
des Jahres 1964 die für den klägerischen
Betrieb geltenden besonderen techni­
schen Merkmale durchaus berücksich­

tigt und im übrigen die allgemeinen für
die Anlaufzeit eines Elektroofens gelten­
den Kriterien zur Anwendung gebracht
worden. Was den für die normale Be­

triebszeit angewandten Koeffizienten
(Stromverbrauch — Schrottverbrauch)
angeht, so sei er nach Meinung der Ex­
perten in einer Größenordnung gewählt
worden, die auch niedrigere Leistungen
während des Betriebsbeginns eines Elek­
troofens ausgleichen könne. Dennoch
habe die Kommission durch eine zusätz­

liche Erhöhung dieses Koeffizienten in
besonderer Weise die Schwierigkeiten
der Anlaufzeit berücksichtigt. Damit sei
erwiesen, daß sie die Besonderheiten des
Betriebsbeginns ausreichend beachtet ha­
be. Im übrigen spreche für die Richtig­
keit der von ihr zugrunde gelegten Zah­
len auch der Umfang des für das Jahr
1957 mitgeteilten Stromverbrauchs, wie
es überhaupt alle Erkenntnisse der Tech­
nik und der Ökonomie mißachten hieße,
würde man — wie es die Klägerin ver­
langt — die gesamte Produktionstätig­
keit des Jahres 1957 als Anlaufzeit be­
zeichnen.

Nach meiner Überzeugung können diese
Einlassungen ohne weiteres als stichhal­
tig angesehen werden. Ihnen gegenüber
hätte es an der Klägerin gelegen, zu dem
jetzt behandelten Argument mehr vorzu­
bringen als die knappen und wenig sub­
stantiierten Bemerkungen in der Klage­
schrift. Da dies nicht geschehen ist,
rechtfertigt sich die Feststellung, daß
auch das dritte Klageargument nicht zu
einer Annullierung der angegriffenen
Entscheidungen zwingt.
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5. Das Ergebnis meiner Untersuchungen kann ich nach alledem für die
Schlußanträge wie folgt zusammenfassen:

Die Klageanträge sind, soweit sie sich auf die Nichtigerklärung der das Jahr
1958 betreffenden Entscheidungsteile beziehen, als unzulässig und im übrigen
als unbegründet zurückzuweisen. Die Kosten des Verfahrens sind demgemäß
von der Klägerin zu tragen.
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